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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Im Sommer 2017 kam ein neues Dokument an die Öffentlichkeit, das bisherige
Vermutungen um die Verwicklung der Familie Escher in die Sklaverei bestätigen sollte.
Der Kölner Sklavenforscher Michael Zeuske fand im Nationalarchiv der kubanischen
Hauptstadt Havanna eine Steuerliste der spanischen Kolonialbehörde aus dem Jahr
1822, auf der das Inventar einer Kaffeeplantage namens Buen Retiro auf Kuba
aufgelistet war. Diese Plantage soll Heinrich Escher – Vater von Alfred Escher – gehört
haben, zwei Brüder Heinrichs sollen die Plantage verwaltet haben. Aus dieser
Steuerliste ging hervor, dass zum Inventar der Buen Retiro 82 Feld- und fünf
Haussklaven gehörten. Diese sollen gemäss einem Artikel des Tages-Anzeigers auf
einem Gelände mit einem Umfang von vier Kilometern 200'000 Kaffeepflanzen
bewirtschaftet haben, was einen Ertrag von rund 300 Tonnen Kaffee jährlich ergeben
haben soll. 
Nach diesen Enthüllungen forderten die linken Fraktionen SP und AL des Zürcher
Gemeinderats mit einem Vorstoss die Stadtzürcher Regierung auf, die Forschung über
die Verwicklung der Familie Escher in die Sklaverei zu fördern und die Resultate im
Stadtbild Zürichs sichtbar zu machen. Die beiden Fraktionen erhofften sich damit, dass
während des 200-Jahr-Jubiläums des Geburtsjahrs Alfred Eschers und Gottfried
Kellers im Jahr 2019 neben Eschers ruhmreichen Taten – der Wirtschaftspionier und
langjährige Nationalrat hatte die Schweizerische Kreditanstalt (später Crédit Suisse) und
die ETH gegründet und war massgeblich an der Umsetzung des ersten Gotthardtunnels
beteiligt – auch dessen Familiengeschichte und deren Verwicklung in die Sklaverei
beleuchtet werden würde. Auch wenn Alfred Escher nicht direkt an der Sklaverei
beteiligt gewesen sei, so habe dieser immerhin das Vermögen seines Vaters Heinrich
geerbt, so die Begründung des Vorstosses. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.07.2017
SAMUEL BERNET

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Wie der im April 2022 veröffentlichte Ergebnisbericht zeigte, wurde das Bundesgesetz
über die Plattform für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ) in der
Vernehmlassung grossmehrheitlich begrüsst. Das neue Gesetz sieht die Schaffung
einer sicheren, zentralen, elektronischen Plattform vor, auf der alle an einem
Justizverfahren beteiligten Parteien Daten mit den Gerichten, den Staatsanwaltschaften
und den Justizvollzugsbehörden austauschen können. Dieser elektronische
Rechtsverkehr soll nach Ansinnen des Bundesrates für professionelle Anwenderinnen
und Anwender – in erster Linie Gerichte, Behörden und die Anwaltschaft –
obligatorisch werden, während Privatpersonen die Wahl zwischen der elektronischen
Plattform und dem herkömmlichen Postweg haben sollen.
25 Kantone, vier Parteien (Mitte, FDP, GLP und SP) sowie 49 weitere
Vernehmlassungsteilnehmende äusserten sich grundsätzlich positiv zum Vorentwurf,
während von den insgesamt 108 eingegangenen Stellungnahmen nur acht ablehnend
ausfielen. Die übrigen Teilnehmenden sprachen sich weder explizit für noch gegen die
Vorlage aus, was im Bericht in den meisten Fällen als «implizit[e] Zustimmung mit
Änderungsvorschlägen» gewertet wurde. Grundsätzlich gegen die erzwungene
Umstellung auf ein elektronisches System stellte sich die SVP: Das bisherige System
habe sich bewährt, es bestehe kein Grund, dieses zu ändern. Skeptisch äusserten sich
auch der Kanton Schwyz, die Piratenpartei und die Alternative Linke Bern, das
Kantonsgericht Schwyz, die Digitale Gesellschaft, die pEp Foundation und PrivaSphere.
Sie opponierten nicht gegen den elektronischen Rechtsverkehr an sich, hielten das
Projekt aber für unausgereift, risikobehaftet und überkomplex.
Der Bundesrat nahm Ende Juni 2022 Kenntnis von den Vernehmlassungsergebnissen
und zeigte sich gewillt, einige inhaltliche Kritikpunkte bei der Erarbeitung des Entwurfs
zu berücksichtigen. So wollte er den Kantonen, die sich nicht an der zentralen Plattform
beteiligen wollen, die Möglichkeit zugestehen, eine eigene Plattform aufzubauen. Damit
die allenfalls verschiedenen Plattformen interoperabel sind, sollen im Gesetz
technische Minimalstandards festgelegt werden. Ausserdem werde der Entwurf den
Kantonen und der Anwaltschaft Übergangsfristen gewähren, um die neue

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.06.2022
KARIN FRICK
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Kommunikationsform einzurichten. Darüber hinaus soll die Verpflichtung zur digitalen
Kommunikation nicht für das Schlichtungsverfahren im Zivilprozess gelten, da die
Parteien dort teilweise ohne Anwalt oder Anwältin aufträten. 2

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Ricardo Lumengo, der 2010 wegen Wahlfälschung angeklagt wurde und in der Folge aus
seiner Partei austreten musste, im Nationalrat aber als Parteiloser verblieb, wurde vom
Obergericht des Kantons Bern in zweiter Instanz freigesprochen. Die bernische
Generalstaatsanwaltschaft legte Beschwerde gegen das Urteil ein, womit sich auch das
Bundesgericht noch mit dem Fall beschäftigen wird. Bei den
Gesamterneuerungswahlen im Herbst trat Lumengo mit der Sozial-Liberalen Bewegung
zur Verteidigung seines Nationalratssitzes an, war allerdings chancenlos. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 15.10.2011
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Zwar hatten vier unterschiedliche, von Privatpersonen geführte Komitees gegen die
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative das Referendum angekündigt, sie
schafften es jedoch innerhalb der 100 Tage nicht, die nötigen Unterschriften zu
sammeln. Zu hoch war die Unterschriftenhürde 2016 auch für zwei weitere Komitees.
Die Gruppe Giardino konnte lediglich 44'603 Unterschriften gegen die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) einreichen und auch über das Bundesgesetz
betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (BÜPF) wurde nicht an
der Urne entschieden, weil die Allianz aus allen Jungparteien, den Piraten, der AL und
zahlreichen zivilgesellschaftlichen Organisationen ebenfalls nur knapp über 40'000
Unterschriften dagegen sammeln konnte. 
Erfolgreicher waren die SP, die gegen die Unternehmenssteuerreform (USR III)
opponierte, und die SVP, die gegen das Energiegesetz das Referendum ergriff. Damit
wurde gegen 3.2 Prozent der 2016 vom Parlament gefällten 63 Erlasse ein Referendum
eingereicht. Dies entsprach dem Wert von 2015, als gegen 3 der 59 Erlasse ein
Referendum angestrebt worden war, wobei damals nur zwei Komitees (3.4%) die nötige
Zahl an Unterschriften innerhalb der vorgesehenen Frist einreichen konnten.

Neben den beiden bereits 2015 eingereichten Referenden – gegen das Asylgesetz und
das Nachrichtendienstgesetz –, standen 2016 auch zwei weitere, vom Parlament noch
2014 erlassene und bekämpfte Bundesbeschlüsse zur Abstimmung: die Sanierung des
Gotthard-Strassentunnels und das Fortpflanzungsmedizingesetz. Alle vier Referenden
blieben dabei erfolglos. Im Februar hiess die Stimmbevölkerung die Sanierung des
Gotthard-Tunnels gut, Anfang Juni stiessen sowohl das von der SVP bekämpfte
Asylgesetz als auch das Fortpflanzungsmedizingesetz, gegen das insbesondere die EVP
ein Veto angestrengt hatte, bei der Bevölkerung auf viel Akzeptanz. Und im September
erhielt auch das Nachrichtendienstgesetz, das von der Linken bekämpft wurde, fast
zwei Drittel aller Stimmen. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

Damit die Absicht des Bundesrats, E-Voting in den ordentlichen Betrieb zu überführen,
umgesetzt werden konnte, musste das Bundesgesetz über die politischen Rechte
angepasst werden. Die Teilrevision wurde Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben
und soll auch «Gelegenheit für eine politische Debatte auf eidgenössischer Ebene zum
Thema E-Voting» bieten, so der Bericht weiter. 
Eine Gruppe aus wissenschaftlichen Expertinnen und Experten sei zum Schluss gelangt,
dass der elektronische Kanal sicher und vertrauenswürdig angeboten werden könne, so
die Einleitung des erläuternden Berichts dazu. Die Revision sah vor, dass die
individuelle digitale Stimmabgabe neu mittels eines durch den Bund zertifizierten
elektronischen Systems erfolgen können solle. Angestrebt wird dabei eine barrierefreie
Stimmabgabe. Geregelt werden in dem Gesetz auch die Anforderungen an dieses
System selber: Dessen Quellcode muss offengelegt werden und transparent sein, damit
er verifizierbar ist, aber trotzdem das Stimmgeheimnis gewahrt bleibt; der Bund
zertifiziert das System und die Kantone müssen laufend Risikoeinschätzungen
durchführen. In einem im Vergleich zum aktuellen Versuchsbetrieb einfacheren
Verfahren soll der Bund die Bewilligung erteilen, wenn ein Kanton E-Voting einführen
will – die Kantone blieben jedoch frei, E-Voting einzuführen oder nicht. Jene Kantone,
die E-Voting als ordentlichen Stimmkanal einführten, könnten Anmeldungen von

BERICHT
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vorsehen, die an einer digitalen Stimmabgabe
interessiert sind, und diesen dann die notwendigen Unterlagen zustellen – idealerweise
ebenfalls elektronisch. 

Mitte Juni 2019 lagen die Antworten der Vernehmlassung vor – in der Tat war die
Vorlage zuvor ziemlich heftig debattiert worden. In den Medien war bereits Anfang Mai
berichtet worden, dass die Vorlage auf breite Kritik gestossen und insbesondere die
Sicherheit als noch ungenügend beurteilt worden sei. Der Ergebnisbericht der
Bundeskanzlei ging neben den Antworten auch auf die «Ereignisse während des
Vernehmlassungsverfahrens» ein, welche die Antworten wohl mitentscheidend
beeinflusst hatten: In einem Intrusionstest war gezeigt worden, dass das E-Voting-
System der Post, das neben dem System des Kantons Genf angewendet wurde,
gravierende Sicherheitsmängel aufwies. 
Zwar sprach sich eine grosse Mehrheit der 52 von insgesamt 64 Stellungnehmenden
ganz grundsätzlich für digitales Abstimmen und Wählen aus, weil E-Voting insbesondere
auch Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern sowie Menschen mit
Behinderungen zugute kommen kann. Die Vorlage selber fand aber nur eine knappe
Unterstützung bei 37 Antwortenden. Darunter fanden sich 19 Kantone, die KdK, der
Städteverband, der Gemeindeverband, Behindertenverbände, die
Auslandschweizerorganisation und die Post, aber keine der 10 antwortenden Parteien.
Immerhin E-Voting-freundlich zeigten sich unter diesen die BDP, die CVP, die EVP, die
FDP, die GLP, die GP und die SP. Sie bemängelten aber, wie auch die Kantone Genf, St.
Gallen, Solothurn und Wallis und etwa Economiesuisse unter den Organisationen, dass
der Zeitpunkt einer Umsetzung in Anbetracht der aktuellen Entwicklungen sehr schlecht
gewählt sei. Es sei besser, den Versuchsbetrieb weiterzuführen. Angeregt wurde zudem,
dass ein E-Voting-System in staatlicher Hand liegen müsse, etwa vom Kanton Genf, der
GP, der SP und der EVP.
Die 12 Antworten, die sich nicht nur gegen die Vorlage, sondern ganz grundsätzlich
gegen eine Einführung von E-Voting aussprachen, stammten von den Kantonen
Nidwalden, Schwyz und Waadt, von der SVP, der AL Bern und der Piratenpartei sowie
verschiedenen IT-Organisationen, etwa auch dem Komitee der Initiative «für ein E-
Voting-Moratorium». Diese Stellungnehmenden zeigten sich sehr skeptisch dazu, dass
E-Voting jemals die notwendige Sicherheit aufweisen könnte, mit der das zentrale
Vertrauen in die direkte Demokratie nicht gefährdet werde. Darüber hinaus kritisierten
sie, dass E-Voting-Systeme, also «hoheitliche Zuständigkeiten», von Dritten angeboten
werden dürfen. Falls dies so bleibe, müsse mindestens die momentan fehlende
Konkurrenzsituation von privaten Systemanbietenden geändert werden, weil Monopole
zulasten der Sicherheit gingen. Es bestehe kein Handlungsbedarf, fand gar die SVP und
der Nutzen sei in Anbetracht des hohen Sicherheitsrisikos viel zu gering. Es sei besser,
die briefliche Stimmabgabe punktuell zu verbessern – etwa im Hinblick auf mögliche
Erleichterungen für Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, so die SVP.

Obwohl seit 2004 in insgesamt 15 Kantonen mehr als 300 Tests erfolgreich
durchgeführt worden seien, sei der Bundesrat auch aufgrund der kritischen Antworten
aus der Vernehmlassung und angesichts der «Entwicklungen der vergangenen Monate»
zum Schluss gekommen, «auf die Überführung der elektronischen Stimmabgabe in den
ordentlichen Betrieb zu verzichten», erklärte er in einer Medienmitteilung im
darauffolgenden Juni 2019. Vielmehr habe er die Bundeskanzlei beauftragt, ein Konzept
für eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs zu erstellen. Dieser «Marschhalt» wurde
in den Medien virulent diskutiert, aber überwiegend begrüsst. 5

Wahlen
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Eidgenössische Wahlen

Die EVP präsentierte ihre Wahlziele auf einer A4-Seite auf welcher Religionsfreiheit, ein
Ende der „Familienstrafe“ (in Steuersachen), Schuldenabbau, ein Stopp des
Krankenkassenprämienwachstums und des Energieverbrauchs gefordert wurden.
Darüber hinaus wollte sich die EVP für die Halbierung der weltweiten Armut einsetzen.
Ziel der CSP war die Verteidigung ihres Sitzes. Sie trat mit Marie-Thérèse Weber-Gobet
(FR) an, die 2010 für Hugo Fasel nachgerutscht war. In den Kantonen Genf und Waadt
trat das Mouvement Citoyens Romand (MCR) an, eine in Genf gegründete Bewegung
(Mouvement Citoyens Genevois) die sich mit scharfen Protesten gegen Grenzgänger
nicht nur einen Namen gemacht hatte, sondern bei den kantonalen und kommunalen
Genfer Wahlen auch viele Stimmen auf sich vereinen konnte. Neben dem
Grenzgängerthema machte das MCR in Genf auch mit Aktionen gegen Krankenkassen
von sich reden. Trotz erfolgloser Teilnahme an den Wahlen von 2007 wurden die
Chancen des MCR für 2011 als intakt betrachtet. Die Alternative Linke wollte sich für
eine radikale Änderung der Gesellschaft auf antikapitalistischer, ökosozialistischer,
demokratischer und feministischer Basis einsetzten und präsentierte Leitplanken für
die Umsetzung dieser Idee. Schwerpunkte des Aktionsprogramms der EDU waren unter
anderem die Glaubensfreiheit (inkl. Durchsetzung des Minarettverbots), Lebensschutz
(gegen Abtreibung und gegen Sterbehilfe) und Familienpolitik (private statt staatliche
Betreuung). Die Lega versprach sich einzusetzen gegen Missbräuche im Asylwesen, bei
der Einwanderung und bei den Sozialversicherungen. Zudem solle das Bankgeheimnis
geschützt bleiben. Die Sozial-Liberale Bewegung (SLB) war nach dem Ausschluss von
Ricardo Lumengo aus der SP gegründet worden. Seit Sommer 2011 hatte diese Partei
also einen Nationalratssitz inne und durfte deshalb in der Wahlbroschüre des Bundes
Werbung für sich machen. Sie schrieb sich dort nachhaltige Energie, respektvolle
Migration und bezahlbare Gesundheit auf ihre Fahnen. In sieben Kantonen (GE, BE, ZH,
FR, BS, AG, VD) trat auch die Piratenpartei an, die auf einen Berliner-Effekt hoffte. Die
2006 in Schweden gegründete Bewegung hatte in der deutschen Hauptstadt bei den
Wahlen ins Landesparlament im September 2011 auf Anhieb 15 Sitze gewonnen. Die
monothematische Partei mit liberaler Ausrichtung setzt sich für Transparenz und
Zensurverbote im Internet ein. 6

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Der ehemalige Berner SP-Nationalrat Ricardo Lumengo wurde zweitinstanzlich vom
Bundesgericht freigesprochen. Lumengo war im Herbst 2010 von einer Bieler
Einzelrichterin wegen Wahlfälschung verurteilt worden. Nach dem Urteil drängte die SP
ihren Mandatsträger zum Rücktritt. Lumengo, der beteuerte, das eigenhändige
Ausfüllen der 44 Wahlzettel für die Grossratswahlen 2006 nur als Dienstleistung für
politisch wenig beschlagene Immigranten vorgenommen zu haben, trat allerdings nicht
als Nationalrat zurück, sondern aus der SP aus. Bei den Nationalratswahlen im Herbst
2011 kandidierte er erfolglos für die Sozial-Liberale Bewegung. Der Freispruch zeige,
dass er Opfer eines Komplotts geworden sei, so Lumengo. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 11.02.2012
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Gemeinsam mit Solidarités, den Alternativen Listen und der Jungen Alternative, die alle
links von der SP politisieren, gründete die PdA eine nationale Föderation, die sich
selbst als antikapitalistische Bewegung definiert. In der Westschweiz will sie unter dem
alten Namen „A gauche toute“, in der Deutschschweiz vielleicht als „Die Linke“
auftreten. Vorgesehen waren gemeinsame Listen bei den eidgenössischen Wahlen 2007
mit dem Ziel, im Nationalrat wieder Fraktionsstärke zu erreichen. Die Verwirklichung
dieses Ziels würde sowohl finanzielle Vorteile als auch die Mitarbeit in den
parlamentarischen Kommissionen bringen. Ein Grundlagenpapier forderte die
Zusammenarbeit der Föderation mit libertären Bewegungen und deren Zeitungen. Auch
Volksinitiativen zu den Themen Minimallohn oder eidgenössische Erbschaftssteuer
waren geplant. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.01.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Im Berichtsjahr waren Bemühungen im Gange, eine neue, gesamtschweizerisch aktive
Partei links der SP zu gründen, die verschiedene linksalternative Bewegungen unter ein
gemeinsames Dach bringen soll. Die Gruppierung mit dem Namen „Linke Alternative“
(auf Französisch „La Gauche“, auf Italienisch „La Sinistra“) hielt im November in
Schaffhausen eine Versammlung ab, an der der Gründungsbeschluss für eine neue
Partei gefasst wurde, die antikapitalistisch und ökosozialistisch politisieren soll. Die
Partei soll 2010 offiziell gegründet werden und Wähler und Wählerinnen ansprechen,
die von der Politik von SP und Grünen enttäuscht sind. Am Gründungskongress in
Schaffhausen wurden auch erste inhaltliche Positionen festgelegt. Unter anderem
fordert die „Linke Alternative“ ein bedingungsloses Grundeinkommen und eine
Einheitskrankenkasse. Zu den Initianten gehören Vertreter der PdA Waadt (POP) – mit
dem Zugpferd Josef Zisyadis (pda, VD) – und Deutschschweizer Alternative. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.11.2009
SABINE HOHL

Die aus der PdA und verschiedenen linksalternativen Bewegungen hervorgegangene
Linke Alternative (La Gauche, La Sinistra), die sich 2009 in Schaffhausen konstituiert
hatte, hielt im Mai des Berichtsjahrs in Lausanne ihren ersten Parteitag ab. Rund 200
Personen aus über 20 Kantonen verabschiedeten ein Parteiprogramm, das ein
antikapitalistisches, ökosozialistisches, demokratisches und feministisches Engagement
vorgibt. Hauptsächliches Ziel sei aber eine Bündelung der zersplitterten linken Kräfte.
Die Delegierten entschieden sich gegen ein an die Parteimitglieder gerichtetes Verbot,
an Exekutivwahlen zu partizipieren. Zudem wurde den Mitgliedern der Linken
Alternativen die Zugehörigkeit auch zu anderen Parteien zugestanden. Im Juni wurde
die erste kantonale Sektion im Kanton Wallis gegründet. Im Mai waren kommunale
Sektionen in den Kantonen Waadt, Genf und Freiburg geplant. Folgen sollen weitere in
Jura und Neuenburg. Aber auch in den Städten Zürich, Schaffhausen und Bern sollen
kommunale Sektionen entstehen. Treibende Kräfte hinter der Linken Alternativen sind
neben Nationalrat Josef Zisyadis (VD) der ehemalige Bern-Jurassische SP-Präsident
Frédéric Charpié. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 03.06.2010
MARC BÜHLMANN

Die Partei der Arbeit besteht in den Kantonen Jura, Neuenburg und Waadt weiterhin
unter dem Namen Parti Ouvrier Populaire (POP). Nach dem Abgang ihres ehemaligen
Zugpferdes Josef Zisyadis zur Linken Alternativen zeigte aber insbesondere die POP im
Kanton Waadt erste Auflösungserscheinungen. In einzelnen Gemeinden fusionierten die
unterschiedlichen linken Gruppierungen zusammen mit kommunalen POP-Sektionen
zur Linken Alternative. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

An ihrem Kongress Anfang März in Zürich beschloss die Alternative Linke die Lancierung
einer Volksinitiative gegen die Pauschalbesteuerung. Sie wolle damit dem schädlichen
Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen begegnen. Am Kongress wurde auch eine
Debatte über die EU geführt. Einem Beitritt steht die Partei eher skeptisch
gegenüber. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.03.2011
MARC BÜHLMANN

Die aus der PdA und verschiedenen linksalternativen Bewegungen hervorgegangene
Alternative Linke (La Gauche, La Sinistra), die sich 2009 in Schaffhausen als nationale
Dachorganisation verschiedener kantonaler linker Gruppierungen konstituiert hatte
(v.a. PdA/POP, SolidaritéS und Alternative Liste), schaffte es nicht, den Nationalratssitz
des zurücktretenden Joseph Zisyadis zu verteidigen, obwohl sie in Zürich
(Mieterschutzdirektor Niklaus Scherr und Rechtsanwalt Marcel Bosonnet), Neuenburg
(Stadtpräsident von Le Locle Denis de la Reussille), Genf (Souhaïl Mouhanna) oder in der
Waadt (Julien Sansonnens) mit bekannten Namen angetreten war. Auch in den
Kantonen Bern, Schaffhausen und Wallis war die Alternative Linke erfolglos angetreten.
Mit dem Sitzverlust ging die über 90-jährige Geschichte der links-kommunistischen
Vertretung im Nationalrat zu Ende. Tatsächlich waren die Kommunisten und die
extreme Linke seit 1922 im Nationalrat vertreten – ausgenommen 1943 aufgrund des
1940 erlassenen Verbots der Kommunistischen Partei. Die vor allem in den
Westschweizer Kantonen starke Linke trat meist unter einer Doppelführung von PdA (VD
und NE als POP) und SolidaritéS an. Ein Grund für den Misserfolg dürfte die mehr
schlecht als recht funktionierende Zusammenarbeit zwischen den traditionell ziemlich
zerstrittenen Parteien der extremen Linken unter dem Label LaGauche gewesen sein. In
den Kantonen Bern (Rolf Zbinden, pda), Zug (Stefan Gisler, al), Waadt (Julien
Sansonnens, pda; Sarah Frund; pda und Pierre Conscience, lg), Wallis (Olivier

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Cottagnoud, al) und Neuenburg (Denis de la Reussille, pda und Pascal Helle, sol.)
versuchte die extreme Linke auch in den Ständeratswahlkampf einzugreifen, allerdings
überall ohne Erfolg. 13

Im Berichtsjahr wurde eine Sektion von LaGauche im Kanton Bern gegründet.
Verschiedene kantonale und lokale Sektionen der Alternativen Linken finden sich in
Zürich, Winterthur, Schaffhausen, in der Waadt, im französischsprachigen Teil des
Wallis und im Jurabogen (BE, JU, NE). Nach eigenen Angaben hatte die Partei Anfang
März 364 Mitglieder und rund 2'000 Sympathisanten. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

Ende Juni fand der dritte nationale Kongress der AL in Biel statt. Diskutiert wurde die
schleppende Weiterentwicklung der extremen Linken, die auch auf die (zu) grosse
Zersplitterung zurückzuführen sei. Am Kongress wurden 24 Mitglieder aus elf Kantonen
(GE, SH, BE, JU, VS, VD, TI, BL, BS, FR, ZH) in den nationalen Vorstand gewählt. Als
Gastredner war Stéphane Hessel, Widerstandskämpfer der französischen Résistance
und Überlebender des KZ Buchenwald, eingeladen worden. Der Verfasser der
Widerstandsschrift „Empört Euch“ sprach sich unter dem Titel „Von der Empörung zur
Tat“ unter anderem gegen die zunehmende Verschärfung des Asylwesens aus. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.07.2012
MARC BÜHLMANN

In St-Imier (BE) trafen sich Anfang August Anarchisten aus der ganzen Welt zu einem
internationalen Treffen. Rund 3'000 Personen nahmen während fünf Tagen an
verschiedenen Veranstaltungen teil. St-Imier war vor 140 Jahren Gründerort der ersten
Antiautoritären Internationalen, die als Reaktion auf die marxistische Internationale
unter dem Beisein des russischen Revolutionärs und Philosophen Michail Bakunin
entstanden war. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.08.2012
MARC BÜHLMANN

Von sich reden machte die Alternative Linke mit der von ihr lancierten und von der SP,
dem Schweizerischen Gewerkschaftsbund und der Unia mitgetragenen Volksinitiative
„Schluss mit den Steuerprivilegien für Millionäre (Abschaffung der
Pauschalbesteuerung)“. Nachdem die Pauschalbesteuerung in verschiedenen Kantonen
bereits abgeschafft worden war, forderte die AL eine Abschaffung auch auf
gesamtschweizerischer Ebene. Die Initiative wurde Ende Oktober mit 103'012 gültigen
Unterschriften eingereicht. 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.11.2012
MARC BÜHLMANN

2009 wurde eine nationale Dachorganisation verschiedener linker Parteien unter dem
Namen Alternative Linke (La Gauche, La Sinistra) gegründet, der sich verschiedene
Linksaussen-Gruppierungen anschlossen (v.a. PdA/POP, SolidaritéS und Alternative
Liste). Bei den kantonalen Wahlen traten die Linksparteien in den Kantonen Waadt und
Schaffhausen an. Während sich die Alternative Liste im Kanton Schaffhausen langsam
von einer Protestpartei zu einer ernstzunehmenden linken Konkurrenz entwickelte –
mit zwei Sitzgewinnen erreichte die AL im Schaffhauser Parlament Fraktionsstärke –
musste La Gauche als Zusammenschluss extremer linker Parteien (PdA, Alternative,
Point de départ, SolidaritéS) im Kanton Waadt einen Sitzverlust hinnehmen.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Die Alternative Linke Schweiz (AL, LA Gauche, La Sinistra), eine Dachorganisation
verschiedener linker Gruppierungen (darunter PdA/POP, SolidaritéS und Alternative
Liste), konnte im Berichtjahr verschiedene Wahlerfolge feiern. Bei Ersatzwahlen in der
Stadt Zürich schaffte es Richard Wolff, der FDP einen Sitz abzujagen und im Kanton
Genf holte die vereinigte extreme Linke neun Sitze und war somit nach einigen Jahren
Absenz wieder im Genfer Parlament vertreten. 18

WAHLEN
DATUM: 23.04.2013
MARC BÜHLMANN
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Das bisher erfolgreichste Projekt der AL ist die Initiative „gegen die
Pauschalbesteuerung“, die Ende 2012 mit 103'012 gültigen Unterschriften eingereicht
worden war. Ansonsten verliefen die 2009 gestarteten Bemühungen einer nationalen
Einigung der antikapitalistischen Gruppierungen allerdings sehr harzig. Historisch
bedingte Grabenkämpfe und ideologische Differenzen drohten das Projekt scheitern zu
lassen. Nicht nur in der West-, sondern auch in der Deutschschweiz äusserten sich
einige Exponenten vermehrt desillusioniert. Es lohne sich eher, sich auf kommunale
Politik zu konzentrieren – wie das Beispiel der Stadt Zürich zeige. 19

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.04.2013
MARC BÜHLMANN

Der frühere Nationalrat der Partei der Arbeit (PdA), Josef Zisyadis, trat nach über 30
Jahren Mitgliedschaft aus der PdA des Kantons Waadt aus. Das „Urgestein der extremen
Linken“, wie ihn die NZZ nannte, machte geltend, dass die Waadtländer Parteisektion
ihn zwischen 2007 und 2011 zu wenig unterstützt habe und die Bestrebungen einer
Zusammenführung der extremen linken Kräfte der Schweiz behindere. Zisyadis war
einer der führenden Köpfe gewesen bei der Gründung der Alternativen Linken Schweiz.
Tatsächlich kritisierte auch die Deutschschweizer Seite, dass das nationale Projekt in
der Westschweiz eher verschleppt werde. Zisyadis wollte sich fortan stärker für die
nationale Ebene einsetzen. Sein Ziel sei es, dass die Alternative Linke ab 2015 (wieder)
im Nationalrat vertreten sei. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.06.2013
MARC BÜHLMANN

Aufhorchen liess die AL Ende August mit ihrer Nein-Parole zur GSoA-Initiative zur
Abschaffung der Wehrpflicht. Die Empfehlung wurde damit begründet, dass mit dem
bestehenden Zivildienst niemand mehr obligatorisch Wehrdienst leisten müsse. Der
Zivildienst als wichtiger Service an der Gesellschaft würde durch die Abschaffung der
Wehrpflicht ebenfalls wegfallen. Zudem sei die mögliche Alternative einer Berufsarmee
keine verlockende Vorstellung. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2013
MARC BÜHLMANN

Der Parteipräsident der Waadtländer Parti ouvrier et populaire (POP), Gavriel Pinson,
wurde Ende Oktober zum Präsidenten der nationalen PdA gewählt. Der 58-jährige
Pinson hat die schwere Aufgabe, die PdA nach dem Abgang einiger Schwergewichte –
darunter der langjährige Nationalrat Josef Zisyadis oder der Vizepräsident der POP
Julien Sansonnens – wieder auf Kurs zu bringen. 22

ANDERES
DATUM: 26.10.2013
MARC BÜHLMANN

2014 feierten die Partei der Arbeit (PdA) und ihr Neuenburger Ableger Parti ouvrier et
populaire (POP) in Le Locle ihr 70-jähriges Bestehen. Das Jubiläum wurde Ende August
mit Musik und Diskussionsrunden gefeiert. 23

ANDERES
DATUM: 29.08.2014
MARC BÜHLMANN

Mit ihrem Initiativprojekt zur „Abschaffung der Pauschalbesteuerung“ konnte die
Alternative Linke einen Prestigeerfolg feiern. Nicht nur war es der radikalen Linken
gelungen, die nötigen Unterschriften zusammenzubringen, sondern der 40,8%-Ja-
Stimmen-Anteil war für ein linkes Wirtschaftsanliegen mehr als man sich erhoffen
konnte, lag dieser doch höher als Links-Grün in der Regel an Wählerstimmen
mobilisieren kann. 24

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.11.2014
MARC BÜHLMANN

Das eigentliche, seit 2009 vorangetriebene Projekt der Alternativen Linken (AL), die
Einigung verschiedener radikaler linker Gruppierungen (darunter etwa PdA/POP,
SolidaritéS oder Alternative Liste) unter ein nationales Dach, verlief auch im
Berichtsjahr nur sehr harzig (vgl. dazu schon 2013). Zwar feierten verschiedene extreme
linke Gruppierungen im Berichtsjahr Wahlerfolge – so etwa die Alternative Liste, ein
Mitglied der AL, das in den Städten Zürich und Schaffhausen je ein Exekutivmitglied
stellt. Ein national homogeneres Auftreten wird aber einerseits durch die stark
basisdemokratische Organisation und die skeptische Haltung gegenüber fixen
Strukturen erschwert. Andererseits verhindert auch die sprachregional
unterschiedliche politische Kultur der verschiedenen Gruppierungen ein nationales
Zusammengehen: Während die radikale Linke in der Westschweiz eine grosse Tradition
hat und stark etatistisch eingestellt ist, erweisen sich die weniger traditionellen
Vereinigungen in der Deutschschweiz als eher staatsskeptisch. Gerade in der
Westschweiz kommt es auch unter den linken Gruppierungen selber immer wieder zu

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Auseinandersetzungen. Schulterschlüsse wie diejenigen der Kommunistischen Partei
und der SolidaritéS in Genf oder der PdA und der SolidaritéS im Kanton Waadt, die
durchaus zu Erfolgen in Form von Sitzgewinnen geführt hatten, sind eher selten. Der
Sekretär der AL, Frédéric Charpié glaubt dennoch nach wie vor an das linksalternative
Projekt; es brauche zwar noch Zeit, aber es sei realistisch, dass die AL in zehn Jahren
zwei oder drei Nationalratssitze gewinnen könnte. 25

Liberale Parteien

Nach seinem Austritt aus der SP, trat Nationalrat Ricardo Lumengo, der
erstinstanzlich wegen Wahlfälschung verurteilt, in zweiter Instanz aber
freigesprochen worden war, der Sozial-Liberalen Bewegung bei. Die SLB wurde Ende
April 2011 gegründet und hat laut Auskunft ihres Präsidenten Samuel Schmid (AG) rund
100 Mitglieder sowie Sektionen in den Kantonen Aargau, Zürich und Bern. Ziel der
Bewegung sei es, abseits von links und rechts zu pragmatischen Lösungen beizutragen.
Die Bewegung steht für einen Mix aus links-grünen (gegen Atomenergie, gegen
überrissene Managerlöhne), liberalen (gegen Bürokratie) und wertkonservativen
Positionen (gegen Abtreibung, gegen Sterbehilfe). Für Verwirrung unter den
Wählerinnen und Wählern sorgte die Bewegung in Bern, wo ein CVP-Ableger unter dem
ähnlich lautenden Label „Die Liberalsozialen“ zu den Nationalratswahlen antrat. 26

WAHLEN
DATUM: 17.06.2011
MARC BÜHLMANN

Die Bewegung hatte bei den Nationalratswahlen allerdings keine Chance. Lumengo
erhielt 6'916 Stimmen. Für einen Sitz hätte er rund viermal mehr Stimmen benötigt.
Auch Samuel Schmid, der im Kanton Aargau zu den Ständeratswahlen angetreten war,
blieb deutlich abgeschlagen. 27

WAHLEN
DATUM: 24.10.2011
MARC BÜHLMANN

Die 2011 im Kanton Aargau gegründete Partei, die im Wahljahr zu Bekanntheit kam, weil
sie den aus der SP ausgetretenen ehemaligen Nationalrat Ricardo Lumengo aufnahm
und mit ihm bei den Nationalratswahlen antrat, musste im Berichtjahr ihre beiden Sitze
im Aargauer Kantonalparlament wieder abgeben. Freilich hatte sie die Sitze lediglich
aufgrund von Parteiwechseln (von der EDU bzw. von der SVP) inne. Beat Leuenberger
von der SVP und Samuel Schmid (ex-EDU) wurden nicht mehr gewählt. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN
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